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Übergangsregime der neuen Finanzmarktordnung – Bis wann sind 
welche Pflichten zu erfüllen? 

Die neuen Finanzmarktgesetze FIDLEG und FINIG sowie die dazugehörenden Vollzugsver-
ordnungen stehen kurz vor dem Inkrafttreten. Bei der Umsetzung der neuen Pflichten für 
Vermögensverwalter sind unterschiedliche Termine zu beachten. Der vorliegende Beitrag 
soll die wichtigsten Fristen und die damit einhergehenden Pflichten für die unabhängigen 
Vermögensverwalter beleuchten. 

1. Inkrafttreten von FIDLEG, FINIG und Vollzugsverordnungen 

Das FILDEG wird zusammen mit dem FINIG sowie den Vollzugsverordnungen FIDLEV und FINIV 
auf den 1. Januar 2020 in Kraft treten. 

2. Übergangsregime von FILDEG und FIDLEV 

Damit die Vorschriften des FIDLEG von den Finanzdienstleistern vollständig umgesetzt werden 
können, gewährt der Gesetzgeber unter anderem den Vermögensverwaltern sowie den Kunden-
beraterinnen und -beratern in gewissen Bereichen grosszügige Übergangsfristen, welche nachfol-
gend im Detail dargelegt werden. 

Bereits im Vorentwurf und im Entwurf zu FIDLEG und FINIG waren recht grosszügige Übergangs-
fristen vorgesehen. Nach Durchführung einer Konsultation im Herbst 2019 hat der Bundesrat an 
seiner Sitzung vom 6. November 2019 die FIDLEV und FINIV verabschiedet, und in ersterer die 
noch vom Entwurf vorgesehenen Übergangsfristen neu auf zwei Jahre ausgedehnt. Diese Ände-
rungen betrafen in Bezug auf die Vermögensverwalter in erster Line die Kundensegmentierung, 
die erforderlichen Kenntnisse, die Verhaltensregeln sowie die Organisationsvorschriften. 

Das Übergangsregime der FIDLEV unterscheidet im Übrigen nicht zwischen Finanzdienstleistern, 
die bei Inkrafttreten der FIDLEV bereits tätig waren und solchen, die erst nach dem 1. Januar 2020 
eine regulierte Tätigkeit neu aufnehmen. Eine Ungleichbehandlung wäre nicht gerechtfertigt. Aller-
dings gelten die nachfolgenden Ausführungen zum Übergangsregime auch für Finanzdienstleister, 
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die ihre Tätigkeit nach dem 1. Januar 2020 aufnehmen. Es dürfte jedoch für diese Finanzdienst-
leister kein praktikabler Weg sein, erst die alten Anforderungen und kurz danach die neuen Anfor-
derungen von FIDLEG und FIDLEV zu erfüllen. 

2.1 Kundensegmentierung 

Die Finanzdienstleister, die nicht bereits Kunden nach gleichwertigem ausländischem Recht kate-
gorisieren (bspw. MiFID II)1, müssen die Kundensegmentierung gemäss FIDLEG (Privatkunden, 
professionelle Kunden und institutionelle Kunden) innerhalb von zwei Jahren nach dem Inkrafttre-
ten der FIDLEV, d.h. bis am 31. Dezember 2021 vorgenommen haben. 

Nach dem neuen FIDLEG gelten Vermögensverwalter als professionelle bzw. institutionelle Kun-
den, sobald sie über eine Bewilligung der FINMA verfügen oder, übergangsweise, wenn sie wäh-
rend der dreijährigen Übergangsfrist bereits einer SRO angehören und im Handelsregister einge-
tragen sind (vgl. hierzu auch den Beitrag zu den Bewilligungen). 

2.2 Verhaltenspflichten für Finanzdienstleister 

Die Verhaltenspflichten für Finanzdienstleister wie die Vermögensverwalter, d.h. die Informa- 
tions-, Prüf-, Dokumentations- sowie Rechenschaftspflichten, sind nach dem Wortlaut der FIDLEV 
innerhalb von zwei Jahren nach dem Inkrafttreten der FIDLEV umzusetzen, d.h. bis am 31. De-
zember 2021. 

Es ist jedoch den Finanzdienstleistern grundsätzlich freigestellt, ab wann sie innerhalb der Über-
gangsfrist die neuen Verhaltenspflichten nach dem FIDLEG einhalten wollen. Wenn Finanzdienst-
leister die Pflichten vor Ablauf der Übergangsfrist erfüllen wollen, haben sie dies schriftlich und 
unwiderruflich ihrer Prüfgesellschaft mitzuteilen. Die Finanzdienstleister müssen die Verhaltens-
pflichten jeweils als Ganzes erfüllen. Eine schrittweise Erfüllung der Pflichten und entsprechende 
schrittweise Bekanntgabe an die Prüfstelle ist nicht möglich. Es ist jedoch möglich, die Organisati-
onsvorschriften ab einem anderen Zeitpunkt zu erfüllen als die Verhaltenspflichten (siehe unten 
Ziffer 3.). 

Auf einzelnen Übergangsregelungen zu diesen Pflichten wird nachfolgend im Detail eingegangen. 

2.2.1 Informationspflichten 

Als weiteren Teil der Verhaltenspflichten nach FIDLEG müssen Vermögensverwalter vor Ab-
schluss von neuen Verträgen oder vor Erbringung von Finanzdienstleistungen die Kunden 
informieren, unter anderem über den Finanzdienstleister und 

− dessen Namen und Adresse; 

− sein Tätigkeitsfeld und seinen Aufsichtsstatus; 

− die Möglichkeit ein Verfahren vor der Ombudsstelle; 

                                                      
1
  Erläuternder Bericht zum Vernehmlassungsverfahren FIDLEV und FINIV vom 24. Oktober 2018, S. 22. 
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− die allgemeinen mit dem Finanzinstrument verbundenen Risiken; 

− die persönlich dem Kunden empfohlene Finanzdienstleistung sowie die damit verbundenen Ri-
siken; 

− die im Zusammenhang mit der angebotenen Finanzdienstleistungen bestehenden wirtschaftli-
chen Bindungen an Dritte; sowie 

− das bei der Auswahl der Finanzinstrumente berücksichtigte Marktangebot. 

Die verlangten Informationen sind rechtzeitig vorgängig physisch auf Papier oder elektronisch an 
die Kunden abzugeben. 

Ist für ein vom Vermögensverwalter dem Privatkunden empfohlenen Finanzinstrument ein Basisin-
formationsblatt zu erstellen, so hat der Vermögensverwalter dieses dem Kunden ebenfalls zur Ver-
fügung zu stellen, ausser die Dienstleistung besteht ausschliesslich in der Ausführung oder Über-
mittlung von Kundenaufträgen und sofern nicht bereits ein Basisinformationsblatt für das Finan-
zinstrument vorhanden ist. 

Diese Informationspflichten sind in jedem Fall hinsichtlich aller neuen, nach dem 31. Dezem-
ber 2021 abgeschlossenen Verträge oder nach diesem Datum erbrachten Finanzdienstleistungen 
zu erfüllen. 

2.2.2 Angemessenheits- und Eignungsprüfung 

a) Angemessenheitsprüfung 
Finanzdienstleister müssen spätestens nach dem 31. Dezember 2021 vor dem Anbieten einer An-
lageberatung die Angemessenheitsprüfung durchführen. Das heisst, der Finanzdienstleister hat 

− die Kenntnisse und die Erfahrungen des Kunden mit der in Frage stehenden Geschäftsart ab-
zuklären; und 

− gestützt auf die Rückmeldung des Kunden zu prüfen, ob der fragliche Produkttyp oder die vom 
Finanzdienstleister zu erbringende Dienstleistung für diesen Kunden angemessen ist, bevor er 
eine Empfehlung an den Kunden abgibt. 

Nach dem 31. Dezember 2021 dürfen Finanzdienstleister keine Empfehlungen abgeben 
ohne vorgängig die vom FIDLEG vorgesehene Angemessenheitsprüfung durchgeführt zu 
haben. Somit sind die angezeigten Angemessenheitsprüfungen rechtzeitig und unter Umständen 
bereits vor dem 31. Dezember 2021 durchzuführen. 

b) Eignungsprüfung 
Bezieht sich die Anlageberatung des Finanzdienstleisters nicht nur auf einzelne Transaktionen 
sondern auf das gesamte Kundenportfolio oder erbringt der Finanzdienstleister die Vermögens-
verwaltung, muss sich der Finanzdienstleister nach dem 31. Dezember 2012 

− nicht nur nach den Erfahrungen und Kenntnissen des Kunden, sondern auch 
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− nach den Anlagezielen und finanziellen Verhältnissen erkundigen und 

− gestützt auf dessen Auskünfte die Eignungsprüfung durchführen. 

Nur wenn der Kunde nach Einschätzung des Finanzdienstleisters ausreichende Kenntnisse und 
Erfahrungen hat, um die Risiken und Eigenschaften eines Geschäfts zu verstehen, und dieses 
Geschäft vor dem Hintergrund seiner Anlageziele und finanziellen Verhältnisse angebracht ist, 
darf ein Finanzdienstleister dem Kunden zur Durchführung der entsprechenden Transaktion raten. 

Für die Eignungsprüfung gilt grundsätzlich dasselbe Übergangsregime wie für die Angemessen-
heitsprüfung. Das heisst, Finanzdienstleister müssen die Abklärungen bei ihren Kunden rechtzei-
tig, gegebenenfalls bereits vor dem 31. Dezember 2021, treffen und gestützt auf die Rückmeldung 
des Kunden die Eignungsprüfung durchführen. Nach dem 31. Dezember 2021 dürfen die ent-
sprechenden Dienstleistungen nur nach erfolgter Eignungsprüfung erbracht werden. 

2.2.3 Bearbeitung und bestmögliche Ausführung von Kundenaufträgen 

a) Bearbeitung von Kundenaufträgen 
Die Finanzdienstleister haben bereits ab dem 1. Januar 2020 bei der Bearbeitung von Kunden-
aufträgen den Grundsatz von Treu und Glauben und das Prinzip der Gleichbehandlung zu beach-
ten. Was genau darunter zu verstehen ist, präzisiert die FIDLEV: Finanzdienstleister müssen ab 
diesem Zeitpunkt für die Bearbeitung von Kundenaufträgen über interne Verfahren und Systeme 
verfügen die 

− individuell auf den Finanzdienstleister abgestimmt sind (nach Grösse, Komplexität und Ge-
schäftstätigkeit); und 

− sicherstellen, dass die Interessen der Kunden nach Treu und Glauben bestmöglich gewahrt 
werden und die Kundenaufträge unverzüglich sowie korrekt registriert und zugewiesen werden. 

Vermögensverwalter sind jedoch nur sehr beschränkt direkte Adressaten dieser Bestimmung, da 
sie regelmässig keine technischen Systeme betreiben und die Ausführung von Kundenaufträgen 
durch die Weisungen der Banken vorgegeben werden. 

b) Bestmögliche Ausführung von Kundenaufträgen 
Ebenfalls bereits ab dem 1. Januar 2020 haben Vermögensverwalter sicherzustellen, dass bei 
der Ausführung von Kundenaufträgen das bestmögliche Ergebnis in finanzieller, zeitlicher und qua-
litativer Hinsicht erreicht wird («best execution»), wobei in finanzieller Hinsicht nicht nur der Preis 
für das Finanzinstrument sondern auch die mit der Ausführung des Auftrags verbundenen Kosten 
und Entschädigungen Dritter (z.B. Retrozessionen) relevant sind. 

Jedoch sind Vermögensverwalter auch hinsichtlich dieser Bestimmung nur beschränkt direkt be-
troffen, etwa im Rahmen der Beratung und bei Abgabe von Empfehlungen (bspw. der Depotbank), 
da sie regelmässig keinen Einfluss auf die Ausführung von Kundenaufträgen haben. 
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2.2.4 Ungedeckte Geschäfte mit Finanzinstrumenten 

Die FIDLEV regelt schliesslich, dass Kunden mit einem schriftlichen Vermögensverwaltungsver-
trag sowie vermögende Privatpersonen, welche nach bisherigem KAG schriftlich erklärt haben, als 
qualifizierte Anleger gelten zu wollen, künftig keine ungedeckten Geschäfte mit Finanzinstrumen-
ten tätigen können, weil diese Kunden und Privatpersonen nach dem FIDLEG als Privatkunden 
gelten. 

Auch für diese Einschränkung gilt eine Übergangsfrist von zwei Jahren, das heisst bis zum 31. De-
zember 2021. Während dieser Zeit sind die noch bestehenden, entsprechenden Vertragsbezie-
hungen zu beenden. 

2.3 Organisatorische Anforderungen 

Die Finanzdienstleister haben ab dem 31. Dezember 2021 ihre Organisation so zu gestalten, dass 
sie die Einhaltung der aufsichtsrechtlichen Bestimmungen gemäss FIDLEG gewährleisten können. 
Insbesondere sind die 

− Corporate Governance; 

− das Risikomanagement; und 

− das interne Kontrollsystem 

auf die Einhaltung der Verhaltensregeln des FIDLEG auszurichten. 

Während die oben genannten Vorschriften für alle Finanzdienstleister gelten, sieht das FINIG für 
die Vermögensverwalter spezifisch betreffend die Compliance vor, dass diese über ein 

− angemessen ausgestattetes Risikomanagement; und 

− eine wirksame interne Kontrolle verfügen müssen. 

Des Weiteren haben Finanzdienstleister unter anderem sicherzustellen, 

(i) dass ihre Mitarbeiter über die für ihre Tätigkeiten notwendigen Fähigkeiten, Kenntnisse 
und Erfahrungen verfügen, 

(ii) dass sie nur solche Dritte beiziehen, die über die notwendigen Fähigkeiten, Kenntnisse 
und Erfahrungen sowie die erforderlichen Bewilligungen und Registereinträge für die je-
weilige Tätigkeiten verfügen, 

(iii) dass sie angemessene organisatorische Vorkehrungen treffen, um Interessenkonflikte, 
die bei der Erbringung von Finanzdienstleistungen entstehen können, zu vermeiden oder 
Benachteiligungen der Kunden durch Interessenkonflikte ausschliessen können und 

(iv) dass sie Massnahmen getroffen haben, mit denen sich verhindern lässt, dass Mitarbeiter 
allfällige ihnen bekannte Informationen missbräuchlich für Geschäfte auf eigene Rech-
nung nutzen. 



 FIDLEG/FINIG Newsletter November 2019 
 Seite 6 | 10 

 

Schliesslich haben Finanzdienstleister sicherzustellen, dass sie Entschädigungen von Dritten nur 
dann annehmen, wenn sie vor der Erbringung von Finanzdienstleistungen oder vor Vertragsab-
schluss die Kunden über Art und Umfang solcher Entschädigung orientiert haben, sofern die Ent-
schädigungen nicht an die Kunden weitergegeben werden. 

Diese (nicht abschliessenden) Hinweise auf die organisatorischen Anforderungen an die Finanz-
dienstleister verdeutlichen, dass die internen Prozesse von Finanzdienstleistern mitunter erhebli-
chem Anpassungsbedarf unterliegen können. Bis am 31. Dezember 2021 sind die entsprechen-
den Lücken in der Organisation festzustellen und die notwendigen Massnahmen zu treffen 
resp. Prozesse zu implementieren und es empfiehlt sich, die zweijährige Übergangsfrist sinnvoll 
zu nutzen und die Prozesse rechtzeitig in Gang zu bringen. 

Wie bei den Verhaltenspflichten ist es möglich, dass Finanzdienstleistern auch die Organisations-
vorschriften des FIDLEG bereits vor dem 31. Dezember 2021 einhalten. In diesem Fall hat der 
Finanzdienstleister wiederum seiner Prüfgesellschaft schriftlich und unwiderruflich mitzutei-
len, ab wann er die Organisationsvorschriften einhält resp. diese für ihn gelten sollen. Auch die 
Organisationsvorschriften sind als Ganzes einzuhalten und eine schrittweise Einhaltung ist nicht 
möglich. Allerdings können die Organisationsvorschriften unabhängig von den Verhaltenspflichten 
umgesetzt werden, das heisst zu einem anderen Zeitpunkt als die Verhaltenspflichten. 

2.4 Begrenzte Weitergeltung der Verhaltens- und Organisationspflichten für bisher 
durch das KAG regulierte Finanzdienstleister 

Mit dem Inkrafttreten des FIDLEG werden die spezifischen Bestimmungen des KAG über die Ver-
haltens- und Organisationspflichten grundsätzlich gestrichen und es gilt das FIDLEG. Ab dem 
1. Januar 2020 haben aber auch die nach KAG bewilligten Finanzdienstleister zwei Jahre Zeit, 
um die Verhaltens- und Organisationspflichten gemäss FIDLEG zu erfüllen. Damit in dieser Über-
gangszeit keine Regulierungslücke entsteht, sieht die FIDLEV vor, dass die alten Verhaltens- und 
Organisationspflichten nach KAG bis zu dem Zeitpunkt weitergelten, ab dem die Verhaltens- und 
Organisationspflichten für den entsprechenden Finanzdienstleister gelten. Während der zweijähri-
gen Übergangsfrist gelten die Ausführungserlasse und allenfalls bestehende anerkannte Selbstre-
gulierungen weiter. 

Schliesslich ist darauf hinzuweisen, dass Vermögensverwalter, welche neu einer Bewilligungs-
pflicht unterstehen und deren Tätigkeit bislang vom Vertriebsbegriff nach KAG ausgenommen war, 
aufgrund der Tatsache, dass die Verhaltenspflichten nach KAG nun begrenzt weitergeltenden, 
diesen nun ebenfalls unterstellt sind. 

2.5 Herausgabe von Dokumenten 

Kunden von Vermögensverwaltern haben ab Inkrafttreten des FIDLEG am 1. Januar 2020 einen 
jederzeitigen Anspruch auf Herausgabe einer Kopie ihres Dossiers, sowie sämtlicher sie betref-
fenden Dokumente, die der Finanzdienstleister im Rahmen der Geschäftsbeziehung erstellt hat. 
Somit sieht die FIDELV für diesen Anspruch der Kunden keine Übergangsfrist vor. Dabei bezieht 
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sich der Herausgabeanspruch auf diejenigen Dokumente, die der Finanzdienstleister in Erfüllung 
seiner Dokumentationspflichten zu erstellen hat. 

Die FIDLEV sieht zwar eine Übergangsfrist von zwei Jahren für die Erfüllung der gesetzlich vorge-
sehenen Dokumentationspflichten vor, jedoch nicht für die Erfüllung der Herausgabepflicht gegen-
über den Kunden. Finanzdienstleister haben somit ab Inkrafttreten des FIDLEG am 1. Januar 2020 
auf Gesuch hin den Kunden die Dokumentation innert 30 Tagen nach Zugang des Gesuchs 
herauszugeben. 

Auch wenn die Vermögensverwalter bis am 31. Dezember 2021 Zeit haben, die Dokumentati-
onspflicht nach dem FIDLEG zu erfüllen, hat nach unserer Auffassung ein Finanzdienstleister 
bereits vorher die im Zeitpunkt des Gesucheingangs für einen Kunden erstellten Dokumente her-
auszugeben, sofern er diese ab dem 31. Dezember 2021 nach dem FIDLEG zwingend erstellen 
muss. Üblicherweise befinden sich bereits heute regelmässig schriftliche Vereinbarungen über die 
zu erbringenden Finanzdienstleistungen, Informationen über die Kunden oder Dokumente über die 
erbrachten Finanzdienstleistungen in Kundendossiers. Ab dem 31. Dezember 2021 haben Finanz-
dienstleister dann sämtliche nach dem FIDLEG zu erstellenden Dokumente betreffend einen Kun-
den auf Gesuch hin herauszugeben. 

2.6 Kundenberater 

2.6.1 Beraterregister 

Die Kundenberater von schweizerischen Finanzdienstleistern, die nicht gemäss Finanzmarktauf-
sichtsgesetzes (FINMAG) prudenziell beaufsichtigt werden, sowie Kundenberater von ausländi-
schen Finanzdienstleistern dürfen ihre Tätigkeit in der Schweiz erst nach ihrer Eintragung in ein 
neu zu schaffendes Beraterregister aufnehmen. Von der Registrierungspflicht ausgenommen sind 
Kundenberater von ausländischen Finanzdienstleistern, die im Ausland einer prudenziellen Auf-
sicht unterstehen und ihre Dienstleistungen ausschliesslich gegenüber professionellen oder insti-
tutionellen Kunden erbringen. 

Nach den Übergangsbestimmungen des FIDLEG haben sich die anmeldepflichtigen Kundenbera-
ter innerhalb von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten des FIDLEG, d.h. bis spätestens am 
30. Juni 2020 in das von einer durch die FINMA zugelassenen Registrierungsstelle geführte Bera-
terregister anzumelden. Nach dem Gesetzeswortlaut der Übergangsbestimmung, ist dabei die An-
meldung beim Register und nicht etwa die nach erfolgreicher Prüfung erfolgte Registrierung mas-
sgeblich. Dies ist aus unserer Sicht auch angemessen und es wäre stossend, wenn allfällige Ver-
zögerungen beim Registrierungsprozess aufgrund vieler zeitgleicher Registrierungsgesuche zu ei-
nem Rechtsnachteil für die Kundenberater von nicht prudenziell beaufsichtigten inländischen und 
von gewissen ausländischen Finanzdienstleistern führen würden. Es ist zu erwarten, dass insbe-
sondere der Aufbau des Beraterregisters zeitaufwändig sein und daher einen nicht zu unterschät-
zenden organisatorischen und personellen Aufwand für die Registrierungsstelle(n) verursachen 
wird. Entsprechend ist die sechsmonatige Übergangsfrist auch für die Registrierungsstellen von-
nöten. 
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Hat bei Inkrafttreten des FIDLEG die FINMA noch keine Registrierungsstelle zugelassen, so läuft 
die die sechsmonatige Frist Übergangsfrist erst ab dem Zeitpunkt der Zulassung der ersten Re-
gistrierungsstelle bzw. deren Bezeichnung durch den Bundesrat. 

2.6.2 Aus- und Weiterbildung von Kundenberatern 

In der Schweiz tätige Kundenberater von Finanzdienstleister müssen die Verhaltensregeln des 
FIDLEG kennen und über das für ihre Tätigkeit notwendige Fachwissen verfügen. Sie müssen 
insbesondere wissen, welche Informationspflichten sie gegenüber den Kunden haben, ob eine An-
gemessenheits- oder Eignungsprüfung durchzuführen ist und wie sie ihre Dienstleistungen doku-
mentieren sowie darüber Rechenschaft ablegen. Zudem müssen sie die weiteren, tätigkeitsspezi-
fischen Verhaltensregeln kennen. Der Nachweis über das Vorliegen der notwendigen Aus- und 
Weiterbildungen ist mit dem Gesuch um Eintragung in das Beraterregister zu erbringen. 

Die Kundenberater haben bis Ende 2021 Zeit, um den Nachweis zu erbringen, dass sie über die 
erforderlichen Kenntnisse verfügen. 

2.7 Anschluss an Ombudsstelle 

Damit das FIDLEG im Bereich der Streitbeilegung internationalen Standards entspricht, wurde das 
Prinzip «zuerst schlichten, dann richten» explizit in das FIDLEG aufgenommen. Demnach werden 
künftig Streitigkeiten zwischen Finanzdienstleistern und Kunden vorab vor der Ombudsstelle 
in einem vertraulichen Verfahren verhandelt, wobei die Ombudsstelle vermitteln soll und keine 
Entscheidkompetenz hat. Die Durchführung eines Ombudsverfahrens schliesst eine anschlies-
sende Zivilklage nicht aus. Führt ein Ombudsverfahren nicht zu einer Einigung zwischen den Par-
teien, kann die klagende Partei einseitig auf die Durchführung eines Schlichtungsverfahrens im 
Sinne der Zivilprozessordnung verzichten. 

Die Übergangsfrist beträgt sechs Monate ab dem Inkrafttreten des FIDLEG. Das heisst bis spä-
testens am 30. Juni 2020 haben die Finanzdienstleister Zeit, sich an eine Ombudsstelle anzu-
schliessen. 

Für den Fall, dass bei Inkrafttreten des FIDLEG gar keine entsprechende Ombudsstelle anerkannt 
ist, läuft die Frist für die Finanzdienstleister zum Anschluss an die Ombudsstelle erst mit der Aner-
kennung derselben durch das EFD oder ab Errichtung einer Ombudsstelle durch den Bundesrat, 
wobei die First mit Einreichung des Gesuchs gewahrt ist. 

3. Übergangsregime von FINIG und FINIV 

3.1 Inhaber einer bestehenden Bewilligung 

Finanzinstitute, wie Verwalter von Kollektivvermögen, Fondsleitungen und Wertpapierhäuser, die 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes über eine bereits bestehende Bewilligung nach einem schweize-
rischen Finanzmarktgesetz für die entsprechende Tätigkeit verfügen, bedürfen keiner neuen Be-
willigung. Richtigerweise erachtet es der Gesetzgeber als sinnlos, bereits bewilligte Finanzinstitute 

https://www.regservices.ch/definitions/kundenberater/
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einer neuerlichen Bewilligungspflicht zu unterwerfen. Bereits bewilligte Finanzinstitute müssen je-
doch die übrigen Bestimmungen des FINIG innert einer Frist von einem Jahr ab Inkrafttreten 
desselben erfüllen. 

3.2 Neue Bewilligungs- und Anschlusspflicht an eine Aufsichtsorganisation für unab-
hängige Vermögensverwalter 

Bis anhin löste die unabhängige Vermögensverwaltung, d.h. das reine Tätigwerden im Namen und 
auf Rechnung des Kunden gestützt auf dessen Vollmacht, in der Schweiz keine Bewilligungspflicht 
aus. Jedoch war die Vermögensverwaltung durch das Geldwäschereigesetz reguliert. 

Mit dem Inkrafttreten des FINIG unterstehen unabhängige Vermögensverwalter, d.h. wer gestützt 
auf einen Auftrag gewerbsmässig im Namen und auf Rechnung von Kunden über deren Vermö-
genswerte verfügen kann, neu und erstmals einer generellen Bewilligungspflicht. 

3.2.1 Übergangsfristen betreffend die Bewilligungspflicht 

Bereits aktive unabhängige Vermögensverwalter, die bis anhin keiner aufsichtsrechtlichen Be-
willigungspflicht unterstanden und die mit Inkrafttreten des FINIG neu einer Bewilligungspflicht un-
terstehen (bisher unabhängige Vermögensverwalter), haben sich 

− innert sechs Monaten ab Inkrafttreten des FINIG, d.h. bis am 30. Juni 2020, bei der FINMA zu 
melden; und 

− innert einer Frist von drei Jahren, d.h. bis am 31. Dezember 2022, die Anforderungen des 
FINIG zu erfüllen sowie ein Bewilligungsgesuch zu stellen. 

Vermögensverwalter die bis am 31. Dezember 2020 ihre Tätigkeit aufnehmen (neue unabhän-
gige Vermögensverwalter) müssen 

− sich unverzüglich bei der FINMA melden; 

− ab Aufnahme ihrer Tätigkeit die Bewilligungsvoraussetzungen erfüllen (ohne Nachweis-
pflicht über die Beaufsichtigung durch eine Aufsichtsorganisation); und 

− spätestens ein Jahr nachdem die FINMA die erste Aufsichtsorganisation bewilligt hat, sich 
einer Aufsichtsorganisation anschliessen sowie ein Bewilligungsgesuch bei der FINMA stellen. 

Bis zum Entscheid über die Bewilligung können bestehende wie auch neue Vermögensverwalter 
ihre (bisherige) Tätigkeit fortführen bzw. ausüben, sofern sie einer SRO angeschlossen sind und 
durch diese in Bezug auf die Einhaltung der entsprechenden Pflichten beaufsichtigt werden. 

3.2.2 Weitere Übergangsfristen 

Vermögensverwalter mit DUFI-Status haben die Möglichkeit, entweder innerhalb eines Jahres 
nach Inkrafttreten des FINIG einer Aufsichtsorganisation anzuschliessen und bei der FINMA ein 
Bewilligungsgesuch zu stellen oder gestaffelt vorzugehen, das heisst sich erst innerhalb eines 
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Jahres einer SRO anzuschliessen und danach innerhalb zweier weiterer Jahre eine FINMA-Bewil-
ligung zu beantragen sowie sich einer Aufsichtsorganisation zu unterstellen. 

3.3 Hinweis: Wegfall der Grandfathering Bestimmung 

Der Vorentwurf sowie der Entwurf zum FINIG sahen für bereits seit längerem tätige externe bzw. 
unabhängige Vermögensverwalter eine sog. Grandfathering-Klausel vor. Demnach hätten Vermö-
gensverwalter die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des FINIG ihre Tätigkeit seit mindestens 15 Jah-
ren ausüben und als Verwalter von Kollektivvermögen gelten, keine Bewilligung beantragen müs-
sen, sofern sie keine neuen Kunden mehr annehmen würden. Und obwohl diese Bestimmung in 
der Botschaft und im Vernehmlassungsverfahren teils für die unabhängigen bzw. externen Vermö-
gensverwalter als wichtig bezeichnet worden ist, hat das Parlament diese im Sommer 2018 letztlich 
ohne grösseren Aufhebens aus dem FINIG gekippt. 
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